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Pa Gr. 6003.) Revldirtes Reglement für die Feuerſozietaͤt des platten Landes der Provinz 
. Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz. 
Vom 28. Dezember 1864. 25 = = 5 


1 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 
haben, unter Beruͤckſichtigung der Anträge Unſerer getreuen Stände der Provinz; 
Schleſten, an Stelle des Reglements für die Feuerſozietät des platten Landes 
der Provinz Schleſien, der Grafſchaft Glatz und des Markgrafthums Ober⸗ 
CLauſitz vom 1. September 1852. und der zu demſelben ergangenen Nachtraͤge, 
das gegenwärtige revidirte Reglement zu erlaſſen beſchloſſen, und verordnen 
demnach was folgt. a ; BE 


. Allgemeine Beſtimmungen. 


a . ER, 
Die Feuerſozietaͤt umfaßt das geſammte platte Land der Provinz Schleſien, 
innerhalb des Oberpraͤſidial⸗Bezirks die ſer Provinz. RER e 
Der Zweck der Sozietät iſt auf gegenſeitig freiwillige Verſicherung von 
Gebäuden gegen Feuersgefahr gerichtet, und wird daher dieſe Gefahr dergeſtalt 
geecmeinſchaftlich übernommen, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechts⸗ 
bverhaltniſſe eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verfiherr 
jedoch nur mit den ihm nach Verhaͤltniß ſeiner Verſicherungsſumme obliegenden 

Beitragen verhaftet iſt. 3 ne 


$. 2. 


Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Feuerſozietaͤts⸗Angelegen⸗ 

heiten, die darauf bezuͤgliche Korreſpondenz zwiſchen den Behörden und Mitgliedern 
der Sozietät, die Deklarationen über Verſicherungen und die darauf gebrachten 
Atleſte, die Quittungen über empfangene Brandentſchaͤdigung und Loͤſchungs⸗ 
Jahrgang 1865. (Ni. 6003) 8 4 i und 


er Ausgegeben zu Berlin den A, Februar 1865, 


und Küͤndigungsantraͤge ‚find vom tarifmaͤßigen Stempel und von Sporten 
entbunden. 2 NAHEN 1 g ö 
f Zu Vertraͤgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige 
Stempel in dem halben Betrage, und zu den Nebenexemplaren der Stempel 
beglaubigter Abſchriften zu verwenden. Bei Prozeſſen iſt die Sozietaͤt von 
Zahlung der Gerichtskoſten und Stempel befreit, jedoch mit Ausſchluß der 
baaren Auslagen, Kopialien und Botengebühren (F. 6. des Geſetzes vom 10. Mai 
en den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten, Geſetz -Samml, 
+ 522.). 5 0 * [eier 1 


§. 3. 

i Der Sozietät ſteht die Portofreiheit für alle mit dem Vermerke „Feuer⸗ 
Sozietaͤtsſache“ verſehenen und mit öffentlichen Siegel verſchloſſenen Berichte, 
Gelder und Packete zu, die in Sozietätsangelegenheiten zwiſchen den Behoͤrden 
hin und her geſandt werden. Prioatperſonen und einzelne Intereſſenten muͤſſen 
dagegen ihre Briefe an die Sozietaͤtsbehoͤrde frankiren, und kommt ihnen und 
den an ſie ergehenden Antworten die Portofreiheit nicht zu ſtatten. 


Jiede öffentliche Behörde iſt verpflichtet, innerhalb ihres Geſchaͤftskreiſes 
d die von der Provinzialdirektion erbetene Auskunft, ſoweit nicht geſetzliche Bedenken 
eentgegenſtehen, zu ertheilen. 1 


= 8 $ 5. En 
8 Jeder in der Provinz Schleſien mit Richtereigenſchaft angeſtellte Juſtiz⸗ 
Beamte iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterlichen Behörde zu verhandelnden 
Streitſache zum Obmann berufen wird, dieſem Rufe Folge zu leiſten ſchuldig, 
inſoweit ihn nicht feine vorgeſetzte Behörde, bei erheblichen Behinderungsgruͤnden, 
davon entbindet. i \ 


u 3 6. 6. N 3 5 f 5 3 
Jeder angeſtellte Baubeamte iſt ſchuldig, innerhalb ſeines Geſchaͤftskreiſes 
den Requiſitionen der Provinzial⸗ oder Kreisdirektion zu Tax⸗ oder Brandſchaden⸗ 
Aufnahmen Folge zu leiſten. a 
Ebenſo iſt jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker verpflichtet, innerhalb des 
Kreiſes, worin er anſaͤßig iſt, auf die Aufforderung der Sozietaͤtsbehoͤrden in 
den Brandſchaden⸗Aufnahmeterminen ſich einzufinden und als Sachoerſtaͤndiger 
zu fungiren. Alle Staats⸗ und Kommunalbeamten erhalten, inſoweit ſie nicht 
unentgeltlich zu fungiren und zu reifen verpflichtet find, fuͤr die im Intereſſe 
der Sozietaͤt vorzunehmenden Geſchaͤfte an Diaͤten und Reiſekoſten dieſelben 
Saͤtze, welche ihnen bei ähnlichen Geſchaͤften für öffentliche Rechnung aus Staats⸗ 
kaſſen zukommen wuͤrden. Die Gebuͤhren und Fuhrkoſten der Handwerksmeiſter 
werden von der Provinzialdirektion nach angemeſſenen Saͤtzen beſonders geregelt 
und feſtgeſetzt werden. f 1 1 
a $ 7. 
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Jede Ortsobrigkeit ift verbunden, Anzeigen im Intereſſe der Aſſoziaten 

auf⸗ oder entgegen zu nehmen und weiter zu befoͤrdern, auch die in dem gegen⸗ 
märfigen Reglement vorgeſchriebenen Atteſte und Beglaubigungen, ſoweit fie 
nicht in der Sache ſelbſt Bedenken hat, auszuſtellen und die zu ihrer desfallſigen 
Information etwa noͤthigen Lokalunterſuchungen von Amtswegen vorzunehmen. 


I. Aufnahmefähigkelt der Theilnehmer. 


S „ 
Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur ſolche Ge⸗ 

baͤude ländlicher Gemeinden aufnehmen, die innerhalb des Oberpraͤſidial⸗Bezirks 
der Provinz Schleſien belegen ſind. 55 


§. 9. 


In dieſer Beſchraͤnkung gilt die Regel, daß Gebaͤude aller Art ohne 

Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, ſobald ſie in ſoweit ausgebaut 
ſind, daß ſie ſich, als Betriebsgebaͤude, in gebrauchsfaͤhigem, und als Wohn⸗ 
gebäude, in bewohnbarem Zuſtande befinden, zur Aufnahme geeignet ſind. 
\ Auch ein noch im Bau begriffenes Gebäude kann ſchon im Voraus bis 
zum vollen Werthe, den es nach feiner Vollen dung haben wird, verfichert wer⸗ 
den. Im Falle eines Brandes wird aber der entſtandene Schaden nur nach 
Maaßgabe des fortgeſchrittenen Baues verguͤtigt, waͤhrend der Beitrag ſtets 
nach Hoͤhe der ganzen Verſicherungsſumme zu entrichten iſt. 

Iſt der Bau vollendet, fo bleibt es Sache der Verſicherten, dies der 
Direktion anzuzeigen (H. 19.), um nach einem Brande die Entſchaͤdigung nach 
der vollen Verſicherungsſumme beanſpruchen zu koͤnnen. (Confr. H. 7. des Re⸗ 
glements für die Ober⸗Lauſitz vom 5. Auguſt 1863.) 


Bei Verluſt des Rechtes, Brandentſchaͤdigung zu fordern, duͤrfen 


1) einzelne Gebaͤude eines Gehoͤftes weder allein verſichert, noch von der 
Verſicherung des Gehoͤftes ausgenommen, und eben ſo wenig 


2) einzelne Theile eines Gebäudes von deſſen Verſicherung ausgeſchloſſen 
werden. ; 
„ Die Verſicherung folcher beweglicher Gegenftände, welche als Pertinenz⸗ 
ſtuͤcke eines Gebäudes anzuſehen find, ſowie die Verſicherung von Zaͤunen 
und Umwaͤhrungen haͤngt von dem Ermeſſen der Provinzialdirektion ab. 


H. 10. 


Die Provinzialdirektion iſt ermächtigt, Gebäude, in denen nach ihrem 
(Ir. 6003.) ! ; i a 4 5 Er⸗ 


Ermeſſen ſehr bedeutende Fenerungsanlagen vorhanden find, oder fehr leicht 
Feuer fangende Gegenftände aufbewahrt, oder mehr oder weniger feuergefähr- 
liche Geſchaͤfte oder Gewerbe betrieben werden, entweder von der Verſicherung 
ganz auszuſchließen, oder gegen eine ermaͤßigte Verſicherungsſumme, und ein en 
im Wege des Uebereinkommens feſtgeſtellten Beitragsſatz unter dem Vorbehalte 
zur Verſicherung anzunehmen, daß der Provinzialdirektion alljährlich, drei 


Monate vor Ablauf des Kalenderjahres, die Kuͤndigung dieſes Vertrags⸗ 4 


verhaͤltniſſes reſp. die anderweite Vereinbarung neuer Beitragsſaͤtze freiſteht. 
Die Vereinbarung uͤber die Beitragsſaͤtze kann nach Umſtaͤnden von der Pro⸗ 
vinzialdirektion auch innerhalb der üblichen Klaſſenſaͤtze getroffen werden. 4 

Auf die Gebäude, in oder bei denen ſtehende oder bewegliche Dampf; 
maſchinen befindlich ſind, finden die vorſtehenden Beſtimmungen gleichfalls, 
jedoch mit der Maaßgabe Anwendung, daß Brandbeſchaͤdigungen, welche durch 
Exploſion des Dampfkeſſels verurſacht werden, gar nicht verguͤtigt werden. — 

Nicht minder iſt die Provinzialdirektion in nachbenannten drei Faͤllen 
befugt, Verſicherungsantraͤge abzulehnen, ſowie bereits beſtehende Verſiche⸗ 
eh nach Befinden, entweder in der Verſicherungsſumme herabzuſetzen oder 
zu loͤſchen: i a 


a) wenn ein Gebaͤude durch feuerpolizeiwidrige Einrichtung, baulichen Ver⸗ 
fall, vorſaͤtzliche Zerſtoͤrung, ſchlechte Feuerungsanlagen oder ſonſtige 
Urſachen einen außerordentlichen Grad von Feuergefaͤhrlichkeit darbietet; 


b) wenn der betreffende Beſitzer erweislich ſelbſt mit Feuer und Licht fahr 
läffig umgeht, oder wenn er die ihm in dieſer Beziehung als Hausherr 
obliegende Aufſicht uͤber Andere gröblich vernachlaͤſſigt, oder wenn man . 

ſich bei demſelben, nach dem Ermeſſen der Provinzialdirektion, einen 
abſichtlichen Brandſtiftung verſehen kann; f | 


e) wenn der Befiger eines Gebäudes daſſelbe durch gänzliches Verlaſſen 
dem Verderben Preis giebt, oder von ihm die Beitraͤge entweder gar 
nicht, oder nicht zum vollen Betrage zu erlangen ſind. g 


22 


$. 11. 4 
Auch auf ſonſtige Gebäude, welche in großer Nähe der in dem Ein- = 


gange des vorſtehenden Paragraphen bezeichneten feuergefaͤhrlichen Riſikos er- 


richtet find, ſelbſt wenn ſelbige nicht zu letzteren gehören ſollten, finden die 
vorſtehenden Vorſchriften Anwendung, es ſei denn, daß dieſe Gebaͤude bei 
feuerſicherer Bedachung fuͤnf Ruthen, und bei feuerunſicherer Bedachung zenggn 
Ruthen von jenen entfernt liegen. 1 


§. 12. 


Jedes Gebäude muß einzeln, und alſo jedes abgeſonderte, aber zum | 5 


Gehoͤft gehoͤrige Neben⸗ und Hintergebaͤude beſonders zur Verſicherung deklarirt, 3 
und auf der Deklaration die Lage der Gebäude und deren Entfernung von 
0 ' x en⸗ 


x 
| 

; 

3 

i 

4 


Kein Gebäude, welches anderswo ſchon verſichert iſt, darf bei der Fener⸗ 8 


9 4. 


Sozietät für das platte Land der Provinz Schleſien zur Verſicherung ange⸗ 


nommen werden, und kein Gebaͤude, welches bei dieſer Sozietaͤt bereits verſichert 


iſt, darf auf irgend eine andere Weiſe nochmals, es ſei ganz oder zum Theil, 


verſichert werden. 


Jeder, der bei der Provinzialfozietät Verſicherung nimmt oder genommen 


hat, muß alle ihm gehoͤrigen, 


derſelben Ortſchaft belegenen 


in demſelben Guts⸗ oder Gemeindebezirke, reſp. 
Gebaͤude, inſoweit ſie nicht der Vorſchrift des 


He 10. unterliegen, zur Verſicherung ſtellen, auch dann, wenn ſolche beſondere 
Beſitzungen bilden. Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaͤude, dieſer 


Beſtimmung entgegen, noch anderswo verſichert iſt, oder daß ein Mitglied der 


Provinzial⸗Landfeuerſozietaͤt ni 


cht alle ihm gehoͤrigen, in demſelben Guts⸗ oder 


Gemein deverbande reſp. derſelben Ortſchaft belegenen Gebäude bei derſelben 
verſichert hat, ſo wird das Gebaͤude, wenn ſich der Eigenthuͤmer nicht dazu 
verſteht, die bei einer anderen Sozietaͤt etwa beſtehende Verſicherung aufzuloͤſen, 


beziehungsweiſe alle ſeine in 


derſelben Ortſchaft belegenen 


demſelben Guts⸗ oder Gemeindeverbande reſo. 
Gebaͤude bei der Provinzial⸗Landfeuerſozietaͤt zu 


verſichern, nicht allein in den Kataſtern der Provinzialſozietaͤt ſofort gelöfcht, 


ſondern es hat auch der Eigenthuͤmer, im Falle einer Doppelverſicherung, den 
vierfachen Betrag ſeines Jahresbeitrages als Strafe zur Sozietaͤtskaſſe einzu⸗ 


zahlen. Iſt waͤhrend des Be 


ſtehens einer mehrfachen oder einer nicht alle in 


demſelben Guts⸗ oder Gemeindeverbande, reſp. derſelben Ortſchaft belegenen 


Gebäude deſſelben Eigenthuͤm 


ers umfaſſenden Verſicherung ein Brandſchaden 


aan den verſicherten Gebaͤuden⸗ ein etreten, ſo geht der Eigenthuͤmer der durch 
den Brand beſchaͤdigten Gebaͤ 5 l 0 9 


kommenden Brandentſchaͤdigun 


Verbindlichkeit zur Entrichtung der Feuerkaſſenbeitraͤge bis zum, Ablauf des 
Q. 6003.) er ER 


ude der ihm fonft aus der Provinzialſozietaͤt zu⸗ 
g verluſtig und bleibt gleichwohl verpflichtet, feine 


Halb⸗ 


Halbjahres, in welchem der Austritt erfolgt, zu erfüllen Im Falle einer 
Dioppelverſicherung tritt alsdann der Verluſt der Brandentſchaͤdigung in die 
Stelle der oben angedrohten Geldſtrafe. 5 . ie, 

1 Erwirbt ein Mitglied der Provinzialſozietaͤt in demſelben Guts⸗ oder 
Gemeindeverbande, reſp. derſelben Ortſchaft eine Beſitzung, die anderswo 
verſichert iſt, ſo greifen die vorſtehenden Beſtimmungen nicht Platz, wenn der 
Beſitzer binnen vier Wochen nach der Eigenthumserwerbung die beſtehende 
Verſicherung der neuen Beſitzung bei der Provinzialſozietaͤt zur Anzeige 
bringt, und ſich verpflichtet, nach dem Ermeſſen der Sozietaͤtsdirektion entweder 
die bei der Provinzialſozietaͤt beſtehende Verſicherung mit dem Beginn des 
nuaͤchſten Semeſters, oder die anderweite Verſicherung, ſobald es nach dem 
beſtehenden Verſicherungsvertrage zuläffig iſt, aufzuloͤſen und die neue Beſitzung 
ebenfalls bei der Provinzialſozietaͤt zu verſichern. . 8 
Daſſelbe gilt, wenn Jemand, der ſeine Gebaͤude bereits anderswo ver⸗ 

ſichert hat, in demſelben Guts⸗ oder Gemeindeverbande, reſp. in derſelben 
Ortſchaft eine Beſitzung erwirbt, die bei der Provinzial Landfeuerſozietaͤt 
verſichert iſt. i IS Es en 


. $. 44, 


| Jeder Hypothekenglaͤubiger, fuͤr deſſen Forderung ein Grundſtuͤck mit den 
bei der Feuerſozietaͤt verſicherten Gebaͤuden verhaftet iſt, oder dem der 


Schuldner die ihm im Falle eines Brandungluͤcks zuſtehende Brandentſchaͤdi⸗ 


gung ausdruͤcklich verpfaͤndet hat, ſoll berechtigt fein, ſofern er ſich ſolches aus⸗ 
bedungen hat, oder des Schuldners Einwilligung dazu beibringt, ſein Hypothe⸗ 
kenrecht beziehentlich die Verpfaͤndung der Brandentſchaͤdigung im Feuer⸗ 


5 Sozietaͤts⸗Kataſter vermerken zu laſſen. Der Kreisdirektor traͤgt dieſen 


Vermerk in das Ortslagerbuch ein und beſcheinigt die Eintragung auf dem 
Schuldinſtrumente. Ein ſolcher Vermerk hat die Wirkung, daß wenn nicht 
der Beweis uͤber die erfolgte Loͤſchung der Hypothek oder die ſchriftliche Ein⸗ 
willigung des Glaͤubigers unter Beiſchluß des Dokuments beigebracht wird, 
für ein ſolches verpfaͤndetes Gebäude weder der freiwillige Austritt aus der 
Sozietaͤt, noch die freiwillige Herabſetzung der Verſicherung, außer im Falle 
der nothwendigen Entlaſſung oder Herabſetzung ($ 24.), zulaͤſſig iſt. 0 
Vermerke dieſer Art ſollen ſekretirt und die Kataſter duͤrfen demnach 
nur ſolchen Perſonen vorgelegt werden, welche ein Intereſſe zur Einſicht nach⸗ 
weiſen koͤnnen. = 9 n 5 1 8 0 


II.. Zeit des Ein⸗ und Austritts. x 
a 8.155 oe | 
Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhängenden rechtlichen 


Wirkungen, ſowie die Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche ſonſt 4 
RR. N; ; 1 Be 


F a ze 3 r 


zuläſſig 05 findet regelmaͤßig jauͤhrlich zweimal mit dem Tagesbeginn des 5 


1. Januar und 1. Juli jeden Jahres ſtatt. Doch iſt Beides auch zu jeder anderen 


Zeit geſtattet, wenn darum entweder beim Uebertritt aus einer anderen Feuer⸗ 
verſicherungs-Geſellſchaft, oder unter der ausdruͤcklichen Verpflichtung, den 
vollen Beitrag fuͤr das laufende Halbjahr, oder bei neuen Eintritten fuͤr das 
laufende Quartal zu entrichten, nachgeſucht wird. In dieſem Falle beginnt die 
rechtliche Wirkung der Verſicherung mit der Anfangsſtunde des Tages, an welchem 


die vorſchriftsmaͤßig begruͤndete Anmeldung des Beitritts bei der Direktion des 
KRreiſes (F. 58.) erfolgt. Dieſe ertheilt darüber mit Vorbehalt der Feſtſtellung 


der Abſchaͤtzungs- und Verſicherungsſumme durch die Provinzialdirektion eine 
Beſcheinigung. ER 
Sollte das verficherte Gebäude vor dieſer Feſtſtellung abbrennen, und 


deshalb Zweifel daruͤber entſtehen, ob die Hoͤhe der Verſicherungsſumme mit 


den Vorſchriften des $. 21. uͤbereinſtimmt, fo haben Schiedsrichter nach H. 70. 
hieruͤber zu entſcheiden. i 

Verſicherungen, deren Annahme nach H. 10. von einem mit der Pro⸗ 
vinzialdirektion zu ſchließenden Abkommen abhaͤngig iſt, oder in denen die 
Erhoͤhung der Verſicherungsſumme uͤber den bisherigen im Lagerbuche feſt⸗ 
geftellten Tarwerth hinaus beantragt wird, treten dagegen nicht eher in Kraft, 


bis von der Provinzialdirektion daruͤber Entſcheidung getroffen iſt. 


Jeder Verſicherte erhaͤlt auf ſeine Koſten ein Schild, welches an dem a 


verſicherten Gebaͤude oder Gehoͤfte leicht ſichtbar zu befeſtigen iſt. 


H. 16. 


Der Austritt aus der Sozietät, fo wie die freiwillige Herunterſetzung 
der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolches ſonſt zulaͤſſig iſt (H. 10. 14. und 24.), 
findet jaͤhrlich nur zweimal, mit dem Ablauf des letzten Juni⸗ und letzten De⸗ 
zembertages ſtatt. Der Austritt aus der Sozietaͤt muß in einem, die auszu⸗ 
ſcheidenden Gebaͤude genau bezeichnenden, dem Kreisdirektor in zwei Exem⸗ 


plaren zuzuſtellenden Antrage, und ebenſo die freiwillige Herabſetzung durch 


einzureichende neue Deklaration drei Monate vor dieſem Termine angemeldet 
werden. Wird dieſer Beſtimmung nicht genuͤgt, ſo tritt die Herabſetzung der 
Verſicherungsſumme oder die Entlaffung aus der Sozietaͤt erſt mit dem 


Schluffe des naͤchſtfolgenden Semeſters ein, ſofern alsdann der Antrag ger 125 


hoͤrig begruͤndet ſein ſollte. 


Diejenigen Gebaͤude jedoch, welche etwa durch Sturm oder ſonſtige 
Ereigniſſe niedergeriſſen werden, konnen noch für das nachftfolgende Semeſter 
in Abgang gebracht werden, wenn die Anzeige davon ſpaͤteſtens bis zum 10. des 
erſten Monats im folgenden Semeſter bei der Provinzialdirektion eingeht. 


Die von der Provinzialdirektion angeordnete nothwendige Herunterſetzung tritt 


ſofort, nachdem ſie feſtgeſtellt iſt, in Wirkung. Wer freiwillig austritt, muß 

in allen Fallen, ſelbſt wenn das verſicherte Gebaͤude abgebrannt iſt, oder 

daſſelbe die Verſicherungsfaͤhigkeit verloren hat, den ordentlichen Beitrag noch 
(Nr. 6008.) 5 fuͤr 


gung der 


PVPeeraͤnderungen in der Verſicherungsſumme oder im 

endlich, die in Folge einer zur Anzeige gebrachten baulichen Einrichtung verfügt 
werden, treten ſofort in Kraft, und die dadurch veraͤnderten Beitraͤge ſind nach 
dem Befinden der Provinzialdirektion entweder für das laufende Quartal oder 
Halbjahr zu entrichten. N a N N 


= 


IV. Feſtſtellung des Werthes der Gebäude und des Verſicherungs⸗ 
| Sad Betrages. | | 


K 17. 


V- Die Verſicherungsſumme darf den nach den Grundſaͤtzen des H. 21. zu 
ermittelnden dermaligen gemeinen Werth des zu verſichernden Gebaͤudes niemals 
uͤberſteigen. 5 ö NER er 


Mit dieſer Beſchraͤnkung haͤngt aber die Beſtimmung der Summe, auf 
welche ein Gebaͤudebeſitzer bei der Sozietät Verſicherung nehmen will, von ihm 
ſelbſt ab, nur muß dieſe Summe in Beträgen nach Thalern, die durch die 
Zahl 10 theilbar ſind, abgerundet ſein, und muͤſſen bei Verſicherungen unter 
der Taxe die Verſicherungsſummen aller innerhalb deſſelben Guts⸗ oder 
Gemeindebezirks belegenen Gebaͤude nach einem gleichmaͤßigen Verhaͤltniſſe 
deklarirt werden. 5 ER 22 1 


. 19. 


Die Ermittelung des dermaligen Werthes geſchieht in der Regel durch 
die Ortspolizei⸗ und Gemeindebehoͤrde, mit Vorbehalt der Pruͤfung der Feuer⸗ 
ſozietats⸗Kommiſſion, des Kreisdirektors und der endlichen Feſtſtellung der 

Provinzialdirektion nach den von der letzteren vorzuſchreibenden Grundſaͤtzen. 
Die Ortspolizei⸗ und Gemeindebehörden fungiren unentgeltlich. Die Anferti⸗ 
gung der ſtets in vier Exemplaren einzureichenden Deklarationen, nach dem 

von der Provinzialdirektion vorzuſchreibenden Schema, iſt zwar Sache des 

VBerſicherungsnehmers, der ſtets für die Richtigkeit der Deklaration allein ver⸗ 
antwortlich bleibt; indeß muͤſſen auch die Ortspolizei⸗ und die Gemeinde⸗ 
behoͤrden, ſowie die Abſchaͤtzungskommiſſion die Richtigkeit des Inhalts derſelben 
beſcheinigen. Verlangt der Verſicherungsnehmer die Anfertigung der Dekla⸗ 

3 i f | ration 


. ration von den Gemeindebehoͤrden, ſo erhalten dieſelben hierfuͤr eine Remune⸗ 

ration, und zwar bei Verſicherungen 

a) von 1 bis 2 Gebaͤuden 4 Sgr., 
6 2 


b) 2 3 „ 4 = = 
c) „ 5 : 6 A 8 2 
d) 9 = 10 7 = 
e) über 9 = 15 = 


Dieſe Koſten trägt der Verſicherungsnehmer. 


Die Koſten für die Pruͤfung des Verſicherungswerthes durch die Ab⸗ 
ſchaͤtzungskommiſſion dagegen werden in der Regel von der Sozietaͤt und nur 
dann von dem Gebaͤudebeſitzer getragen, wenn die Verſicherung nicht zu 
Stande kommt. 


5 Wird die neue Deklaration durch eine von der Provinzial⸗Landfeuer⸗ 

ſozietaͤts⸗Direktion angeordnete Herabſetzung der Verſicherung bedingt, ſo ſind 
die Gemeindebehörden zur unentgeltlichen Ausfüllung der von der Sozietät zu 
verabfolgenden Deklarationsformulare verpflichtet. 


Ergiebt ſich in der Folge, daß eine Deklaration den Vorſchriften der 
H. 8. 9. 12. 27. nicht entſprechend abgefaßt iſt, ſo iſt die Provinzialdirektion 
befugt, wenn der Sozietaͤt durch die unrichtige Abfaſſung der Deklaration Bei⸗ 
träge entzogen worden ſind, dieſe letzteren, ſowie den vierfachen Betrag der 
Differenz zwiſchen den geringeren Beitraͤgen, welche wirklich entrichtet ſind, und 
den höheren, welche hätten entrichtet werden ſollen, als Strafe zur Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Kaſſe einzuziehen; jedoch darf dieſer Strafbeitrag nicht uͤber einen Zeit⸗ 
raum von fuͤnf Jahren hinaus erhoben werden. 


„ Iſt dagegen in Folge unrichtiger Abfaſſung der Deklaration eine zu hohe 
Verſicherung feſtgeſetzt worden, fo verbleiben der Sozietaͤt nicht nur die etwa 
zu viel gezahlten Beitraͤge, ſondern ſie iſt auch verpflichtet, die Verſicherungs⸗ 
ſumme mit ſofortiger Wirkung angemeffen herabzuſetzen, und wenn das Ge⸗ 
baͤude inzwiſchen abgebrannt ift, nur die der ermäßigten Verſicherung entſprechende 
Brandentſchaͤdigung zu zahlen. | 


Bei der Abſchaͤtzung größerer Gebaͤude und ganzer Gehoͤfte iſt der Kreis⸗ 
direktor nach Befinden berechtigt, einen Bauverſtaͤndigen oder einen zu dieſem 
e ein für allemal ernannten Diſtriktstaxator auf Koſten der Sozietaͤt 
zuzuziehen. > 


H. 20. 


Gegen die ſolchergeſtalt geſchehenen Abſchaͤtzungen ſteht dem Gebaͤude⸗ 
beſitzer jederzeit die Berufung auf die Aufnahme einer nochmaligen Taxe durch 
einen von der Provinzialdirektion zu ernennenden Baubeamten zu. Die Koſten 
dieſer Taxe fallen demjenigen Theile zur Laſt, gegen welchen die bauamtliche 
Abſchatzung ausfällt. Iſt dieſelbe beiden Theilen unguͤnſtig, ſo werden die 
Jahrgang 1865, (Nr. 6003.) we Koften 


Koſten nach Verhaͤltniß der bauamtlichen Tarſummen zu den angefochtenen Pe: 4 


tragen gemeinfchaftlich getragen, 


H. 21. 


Bei der Taxe iſt der Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß dadurch mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die oͤrtlichen Materialienpreiſe und mit billiger Beruͤckſichtigung des 
geringeren Preiſes derjenigen Fuhren, Handreichungen und anderen, keine tech⸗ 


niſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten, die der Eigenthuͤmer mit 4 


ſeinem Hausweſen ſelbſt beſtreiten kann, der dermalige Werth derjenigen, in 


dem Gebaͤude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten feſtgeſtellt werde, 4 


welche durch Feuer zerftört und beſchaͤdigt werden konnen. Der d malige Werth 
der Bauarbeiten ergiebt ſich bei Gebaͤuden, die nicht mehr voͤllig im baulichen 


Zuſtande find, dadurch, daß deren nach vorſtehenden Beſtimmungen feſtgeſtellter f 
Werth in demſelben Verhaͤltniſſe gekuͤrzt wird, in welchem der Materjalwerth 
in dem vorgefundenen Zuſtande zu demjenigen Werthe ſteht, den die Bau⸗ 


materialien in völlig gutem Zuſtande haben würden. 


Die Taxe muß in doppelter Ausfertigung von dem Baubeamten ſelbſt 1 
vollzogen werden. Ueber die dadurch feſtgeſtellte verſicherungsfaͤhige Werthſumme 


hinaus iſt keine Feuerverſicherung ſtatthaft. 


H. 22. 


Sowohl bei der, von dem Eigenthuͤmer ſelbſt, nach Hö. 18. ff. zu 
beſtimmenden Verſicherungsſumme, als auch bei der Taxirung iſt ferner darauf 
zu achten, daß, wenn der Eigenthuͤmer etwa freies Bauholz oder andere 
Baumaterialien zu fordern die Befugniß hat, der Werth derſelben außer An⸗ 


ſchlag bleibe. 


Dagegen iſt derjenige, welcher das freie Bauholz oder Baumaterialien 
zu liefern verpflichtet iſt, jederzeit berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern, 
wenn für das Gebaͤude ſelbſt bei der Sozietät Verſicherung beſteht. Wird letz- 
tere aufgehoben, ſo iſt gleichzeitig die etwaige Bauholzverſicherung zu loͤſchen 


und dem Betheiligten davon Kenntniß zu geben. 


$. 28. 


Die Provinzialdirektion hat jederzeit das Recht, Reviſionen des Verſiche⸗ 
rungswerthes aller oder einzelner Gebaͤude auf ihre Koſten vornehmen und 
dadurch das Maximum der verſicherungsfaͤhig bleibenden Summe feſtſtellen 


zu laſſen. 


rufung auf eine bauamtliche Taxe zu (H. 21.). 


Die bei dem Betriebe der Sozietät mitwirkenden Behörden und Beam⸗ 
ten, namentlich die Ortsvorſtaͤnde und die Polizeiverwaltungen, ſind — 
a en 


Will ſich der Eigenthuͤmer der von der Sozietät für noͤthig erachteten 1 
Herabſetzung der Verſicherungsſumme nicht unterwerfen, ſo ſteht ihm die Be⸗ 


C 


=: N 


den Zuſtand der verſicherten Gebäude, zumal ſolcher, deren Werth nach der 
Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, fortwaͤhrend im Auge zu behalten, und 
bei eintretendem Verfall der Gebaͤude, oder einer im Verlaufe der Zeit etwa 
eintretenden Verminderung ihres Werthes, ſofort Anzeige zu machen. 


$. 24. 


In der Regel kann Jeder mit Beobachtung der den arg der HH. 18. ff. 
die Verſicherungsſumme bis zu dem zulaͤſſigen Maximum erhoͤhen, oder auch 
bis zu einem willkuͤrlichen Minderbetrage herunterſetzen laſſen. 

Jedoch findet in den Fällen des H. 14. die Herunterſetzung der Verſiche⸗ 
rungsſumme ohne die ausdruͤckliche Einwilligung der dort bezeichneten Hypo⸗ 
thekenglaͤubiger nicht ſtatt. : 

Derjenigen Herabſetzung der Verſicherungsſumme und derjenigen Ent⸗ 
laſſung des Gebäudes aus der Sozietaͤt, welche die Provinzialdirektion fuͤr 
noͤthig erachtet und anordnet (SS. 10. 25.), muß ſich ein Jeder unterwerfen 
und es ſteht dagegen alſo auch dem Hypothekenglaͤubiger oder ſonſtigen In⸗ 
texeſſenten kein Widerſpruchsrecht zu; jedoch ſoll davon denjenigen Hypotheken⸗ 
gläubigern, welche im Kataſter vermerkt ſind, von Amtswegen durch den Kreis⸗ 
direktor Kenntniß gegeben werden. a 

Im Falle der Ausſchließung wegen ruͤckſtaͤndig gebliebener Beiträge ge⸗ 
ſchieht dieſe Benachrichtigung, um die Glaͤubiger zur Erklaͤrung daruͤber zu 
veranlaſſen, ob ſie bereit ſind, die Beitraͤge an Stelle des Schuldners zu ent⸗ 
richten, und die wirkliche Loͤſchung erfolgt erſt, wenn nicht vier Wochen nach 
dem Abgange der Benachrichtigung der ruͤckſtändige Beitrag gezahlt worden iſt. 

Durch Zahlung deſſelben erlangt der Glaͤubiger das Recht des Verſicher⸗ 
ten auf die Verſicherungsſumme nur inſoweit, als dieſelbe zur Deckung ſeiner 
Forderung noͤthig iſt. 


V. Beiträge und deren Klaſſifikation. 


H. 25. 


5 Die von den Theilnehmern der Sozietät zu leiſtenden Beiträge zerfallen 
in ordentliche und außerordentliche. Die ordentlichen Beitraͤge werden nach 
feſten Satzen, und zwar nach Ablauf jedes Halbjahres bis zum 1. Februar 
und reſp. bis zum 1. Auguſt in Höhe eines 23 fachen Betrages des im Kataſter 
nachgewieſenen Beitragsſimplums postnumerando von den Örtserhebern (. 58.) 
gegen deren Quittung ohne beſondere Ausſchreibung erhoben. 


% Die außerordentlichen Beiträge, welche ausnahmsweiſe noͤthig werden 
koͤnnen, wenn in einem Jahre die ordentlichen Beiträge und die Zinſen des 
Reſervefonds zur Beſtreitung aller Ausgaben Bien ausreichen, ſind jedesmal 
(Nr. 6008.) 5 von 


se ee n 
von der Provinzialdirektion durch die Amtsblaͤtter mit Beſtimmung der aͤußerſten 


250 Zahlungsfrist beſonders auszuſchreiben. 


Die nach Ablauf der vorſtehenden Zahlungstermine noch rückſtändigen 
eee ohne weitere Verwarnung von den Reſtanten exekutiviſch bei⸗ 
getrieben. i 


Wenn der Beitrag auch auf dieſem Wege nicht erlangt werden kann, 
ſo tritt die nothwendige Entlaſſung aus der Sozietät ($$. 10. und 24.) ein, 
es Vorbehalt des Realanſpruchs an das Grundſtuͤck wegen des verbliebenen 

eſtes. 5 


H. 26. 


Ueberſteigen die ordentlichen Beitraͤge den Jahresbedarf der Sozietaͤt, 
einſchließlich der etwa nothwendig werdenden Ergänzungen des Reſervefonds, 
ſo wird der verbliebene Ueberreſt derſelben, Falls er nicht zur Deckung eines 
etwaigen Mehrbedarfs in den folgenden Jahren verwendet werden muß, ſo 
lange aufgeſammelt, bis er die Hoͤhe eines halbjaͤhrigen Beitrages erreicht. 
Trikt dieſer Fall ein, fo hat die Provinzialdirektion den Erlaß eines halbjaͤh⸗ 
rigen Beitrages zu verfügen. Der Reſervefonds, deſſen Zinſen mit zur Be⸗ 
ſtreitung der laufenden Ausgaben verwendet werden, muß durch die etwaigen 
Uueberſchuͤſſe der ordentlichen Beiträge allmaͤlig auf Ein Prozent der Verſiche⸗ 
rungsſumme gebracht werden, und iſt dazu beſtimmt, einerſeits der Sozietaͤt, 
auch vor dem Eingange der Beitraͤge, die Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten zu 
ermöglichen, andererſeits, einen etwaigen augenblicklichen Mehrbedarf zu decken 
und auf dieſe Weiſe die Ausſchreibung außerordentlicher Beitraͤge moͤglichſt zu 
vermeiden. Dieſer eiſerne Beſtand iſt unwiderrufliches Eigenthum der Sozietät. 
Austretende haben daran keinen Anſpruch. 


Eine etwaige Verſtaͤrkung des Reſervefonds bleibt der Beſtimmung des 
Provinziallandtages vorbehalten. 


H. Dirk: 
Die bei der Provinzialſozietaͤt verſicherten Gebaͤude werden nach ihrer 
Bauart und Lage und der daraus hervorgehenden Verſchiedenheit ihrer Feuer⸗ 
gefaͤhrlichkeit in vier Klaſſen eingetheilt, und es gehören 


zur erſten Klaſſe: 


die mit feuerfeſten Daͤchern verſehenen Gebaͤude, welche maſſive Giebel und 2 


Umfaſſungswaͤnde haben. Den letzteren werden Piſé⸗ und Lehmwaͤnde von 
wenigſtens zwei Fuß Staͤrke gleich geachtet; 


f zur zweiten Klaſſe: 5 
alle Gebaͤude von Fachwerk mit Steinen ausgemauert, Gebaͤude von Holz, 


oder von Holz und Lehm, ingleichen alle Gebaͤude mit bretternen Giebeln, die 


jedoch feuerfeſte Daͤcher haben; 5 
ii zur 
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zur dritten Klaſſe: 


Gebäude, welche mit einer nicht feuerfeſten Bedachung verſehen find und fich 
entweder in iſolirter Lage befinden, oder maſſive Umfaſſungswaͤnde und maſſive 
uͤber das Dach hinausragende Giebel haben. Als allgemeine Kennzeichen der 
iſolirten Lage gilt zwar eine Entfernung von 120 Fuß, doch iſt die Provinzial⸗ 
direktion auf Vorſchlag des FKreisdirektors befugt, einerſeits ganz iſolirte, von 
Doͤrfern entfernt liegende und dadurch der Brandſtiftung leicht ausgeſetzte 
Gebäude von der Loeirung in der dritten Klaſſe auszuſchließen, andererſeits aber 
auch Gebaͤude, welche zwar nicht ganz 120 Fuß von Nachbargebaͤuden ent⸗ 
fernt find, deren Lage aber von der Art iſt, daß fie gegen Flugfeuer moͤglichſt 

geſchuͤtzt ſind, in die dritte Klaſſe zu loeiren; 5 


zur vierten Klaſſe: 


Gebaͤude aller Art von Holz oder Bindewerk konſtruirt, mit nicht feuerſicherer 
Bedachung. Gebäude, welche zu derſelben Hofſtelle gehören und Eigenthum 
deſſelben Beſitzers ſind, werden zwar in allen Beziehungen einem einzelnen 
Gebäude gleich geachtet, für die Beurtheilung der iſolirten Lage eines Gehoͤftes 
iſt aber die Entfernung des dem Nachbargebaͤude zunaͤchſt gelegenen Gebäudes 
entſcheidend, und es ändert der Umſtand hierin nichts, daß die uͤbrigen Ge⸗ 
baͤude dieſes Gehoͤftes als iſolirt betrachtet werden koͤnnen. s 

Alles was unter einem Dache gebaut iſt, wird als ein Gebäude klaſſi⸗ 
fizirt, und wenn ein Gebäude verſchiedene Umfaſſungswaͤnde, die Giebel mit 
eingeſchloſſen, oder verſchiedenartige Bedachung hat, fo iſt diejenige Beſchaffen⸗ 
heit, welche als die feuergefaͤhrlichſte erfcheint, für das Ganze maaßgebend. 

Dem Ermeſſen der Pro vinzialdirektion iſt es jedoch anheimgegeben, einer⸗ 
ſeits mit Ruͤckſicht auf die obwaltenden, die größere oder geringere Feuergefaͤhrlichkeit 
der verſicherten Gebaͤude bedingenden Umſtaͤnde aller Ark, andererſeits uͤberall 
da, wo ſie nicht befugt iſt, den Beitragsſatz im Wege des freien Ueberein⸗ 
kommens zu regeln, wo aber beſondere lokale Verhaͤltniſſe dies noͤthig erſcheinen 
laſſen, die reglementsmaͤßigen Klaſſenbeitragsſaͤtze zu ermäßigen oder zu erhöhen, 
jedoch niemals weiter als bis zur nächften Klaſſe. Bei Ermäßigungen darf 
in der erſten Klaſſe nicht unter die Hälfte des Beitrages dieſer Klaſſe herunter, 
und bei Erhöhungen in der vierten Klaſſe nicht über die Halfte des Beitrages 
dieſer Klaſſe hinaufgegangen werden. 

Die Provinzialdirektion ift befugt, nach ihrem Ermeſſen Ruͤckverſicherung 
zu nehmen. 


H. 28, 


Hiernach hat uͤber die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemel⸗ 
detes Gebaͤude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten der ſtaͤndiſchen Feuer⸗ 
Sozietaͤts⸗Kreiskommiſſion ($. 61.) die Provinzialdirektion zu beſtimmen. Die 
Kreisdirektion hat das Reſultat des Gutachtens der genannten Kommiſſion 
dem Eigenthuͤmer ſogleich bekannt zu machen, damit der letztere, wenn er es 

Cr. 6003.) noͤthig 


noͤthig findet, feine Rechte bei der Provinzialdirektion, vor deren Entſcheidung, 
naͤher ausfuͤhren kann. Die Entſcheidung der Provinzialdirektion hat der Kreis⸗ 
direktor demnaͤchſt ebenfalls dem Eigenthuͤmer bekannt zu machen. Iſt der 
Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Provinzialdirektion nicht einverſtanden, 
ſo ſteht ihm frei, ſeinen Antrag binnen zehn Tagen nach Behaͤndigung der 
Entſcheidung zuruͤckzunehmen. 


§. 29. 


Das Beitragsverhaͤltniß der vier Klaſſen wird dahin beſtimmt, daß auf 
je acht Pfennige, welche in der erſten Klaſſe zu bezahlen ſind, 


die zweite Klaſſe 1 Sgr. 4 Pf. 
die dritte Klaſſe 2 = 8 = 
die vierte Klaſſe 4 = — =. 
beitragen muß. . 
Kirchen, Thurmgebaͤude und Kapellen, ſofern ſie noch zum Gottes dienſte 


gebraucht werden, zahlen nur die Haͤlfte des Beitrages derjenigen Klaſſe, zu der 
fie nach ihrer Beſchaffenheit gehoͤren. 


F. 30. 


Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß der 
verſchiedenen Klaſſen koͤnnen von Zeit zu Zeit einer neuen Pruͤfung durch den 
Provinziallandtag unterworfen werden. Dabei beſchloſſene Abaͤnderungen 
unterliegen der Genehmigung des Oberpraͤſidenten. 


VI. Bauliche Veränderungen während der Verſicherungszeit. 


K. 31. 


Ueber die waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an einem Gebaͤude 
oder Gehoͤfte vorgenommenen Veränderungen (§. 12.) hat der Verſicherte dem 
Kreisdirektor innerhalb des laufenden Halbjahres die beſcheinigte Deklaration 
(H. 19.) vorzulegen. Dieſelbe wird, nachdem die Veranderung eingetragen 
worden, mit dem Bemerken zuruͤckgegeben, daß das Kreiskataſter berichtigt und 
die Berichtigung des Provinzialkataſters eingeleitet worden. 


$. 32. 


Wird durch die Veränderung eine Verſetzung des betreffenden Gebäudes 
in eine andere zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe begruͤndet, ſo muß der 
Verſicherte den hoͤheren Beitrag vom Anfange des Halbjahres an, in welchem 

R : die 


ER 


die Veränderung ſtattgefunden hat, und wenn er die Anzeige nicht in dem 
laufenden Halbjahre gemacht hat, außerdem den vierfachen Betrag des Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen den geringeren Beitraͤgen, welche er entrichtet hat, und den 
1 welche er haͤtte entrichten muͤſſen, als Strafe zur Feuerſozietaͤtskaſſe 
einzahlen. 5 


9. 33. 


Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Halbjahres, in welchem 
die Veraͤnderung ſtattgefunden hat, bis zu Ende des Halbjahres, in dem die 
Anzeige nachträglich gemacht oder anderweitig die Entdeckung der vorgenom⸗ 
menen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht uͤber den Zeitraum von fuͤnf 
Jahren hinaus, gerechnet werden. 


VII. Brandſchadentaxe. 


§. 34. 


Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher in einem verſicherten 
Gebaͤude entſtanden iſt, bedarf es nur, wenn der Feuerſchaden partiell ge⸗ 
weſen iſt. 

Ein totaler Schaden iſt dann vorhanden, wenn alle verſicherten Gebaͤude⸗ 
theile und die darin enthaltenen Materialien entweder vernichtet, oder doch ſo 
beſchaͤdigt ſind, daß die Gebaͤudetheile nicht mehr reparaturfaͤhig ſind, und die 
Materialien weder zu einem Neubau noch zu einem Reparaturbau verwendet 
werden koͤnnen. 


$. 35, 


Die Abſchaͤtzung des Schadens bei partiellen Brandſchaͤden hat den 
Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen demjenigen Theile des von der Feuerſozietaͤt 
verſicherten Bauwerthes, welcher durch das Feuer und bei deſſen Daͤmpfung 
vernichtet, und demjenigen, welcher in einem brauchbaren Zuſtande verblieben iſt, 
feſtzuſtellen. Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern viel⸗ 
mehr darauf gerichtet, welcher Theil des beurtheilten Werthes vernichtet worden. 


H. 36. 


Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde liegende 
Ermittelung der ſtaͤndiſchen Abſchaͤtzungskommiſſion ($$. 19. 37.) oder die etwa 
vorhandene Taxe ($. 21.) des abgebrannten Gebaͤudes zur Grundlage, jedoch 
bleibt, nach Befinden der Umſtaͤnde, vorbehalten, die etwa mangelnden Notizen 
durch den Augenſchein, durch Zeugen oder ſonſt zu vervollſtaͤndigen. f 


(Nr, 6003.) . H. 37. 


a = 


§. 37. 


f Der Provinzialdirektion bleibt ſelbſt nach eingetretenem Brande der Nach⸗ 

weis vorbehalten, daß das betreffende Gebäude zur Zeit des Brandes einen 
geringeren, als den bei deſſen Verſicherung angenommenen Werth gehabt habe, 
fo daß, wenn fie ſolchen führt, die Sozietät nur auf Hoͤhe des wirklichen 
Werthes der Gebaͤude verhaftet, und der Beſchaͤdigte die hiernach etwa bereits 
auf die Brandſchadenverguͤtigung zu viel erhaltene Summe zuruͤckzuzahlen vers 
pflichtet iſt. Kommen Devaſtationen an Gebaͤuden erſt zur Sprache, wenn 
letztere abgebrannt ſind, und ſind ſolche nachzuweiſen, ſo kann nach Befinden 
der Umſtaͤnde die Brandentſchaͤdigung von der Provinzialdirektion auch ganz 
verſagt werden. | ] 


$. 38. 


Sobald ein Feuerſchaden eingetreten, iſt nicht nur der Eigenthuͤmer des 
beſchaͤdigten Gebaͤudes, ſondern auch die Ortspolizeibehöͤrde verpflichtet, davon 
dem Kreisdirektor mit Bezeichnung der Kataſternummer und unter beſtimmter 
Angabe, ob ein totaler oder partieller Brandſchaden vorliegt, laͤngſtens binnen 
24 Stunden nach Daͤmpfung des Feuers Nachricht zu geben. Der Kreisdirektor 
iſt ſeinerſeits verbunden, von dem Brandſchaden ſofort der Provinzialdirektion 
Anzeige zu machen, die Beſichtigung des Schadens ohne Aufenthalt vorzunehmen 
und die Schadenaufnahme⸗Verhandlung binnen laͤngſtens vier Wochen nach 
ſtattgehabtem Brande der Provinzialdirektion einzuſenden. Werden dieſe Friſten 
verabſäumt, und wird dieſe Verabſaͤumung nicht durch Naturereigniſſe, Ueber⸗ 


ſchwemmung, tiefen Schnee und dergleichen gerechtfertigt, oder ſind gegen die 


Schadenaufnahme Seitens der Provinzialdirektion weſentliche Erinnerungen zu 
machen, denen nicht zu gehoͤriger Zeit, vor Eintritt der erſten reglementsmaͤßigen 
Zahlungsfriſt ($. 48.), abgeholfen werden kann, fo it der Saͤumige in eine zur 
Kaſſe der at fließende Geldſtrafe von 5 bis 20 Thalern verfallen, Der 
Kreisdirektor kann, wenn es ſich um einen partiellen Schaden handelt, außer 
dem Beſchaͤdigten, der Ortspolizeibehoͤrde und den Ortsvorſtaͤnden, auch noch 
Einen oder zwei Sachverſtändige zur Schadenbeſichtigung zuziehen. Die Pro⸗ 


vinzialdirektion hat außerdem das Recht, die Abſchaͤtzungsverhandlung durch 9 


einen Baubeamten revidiren zu laſſen, und mit Ruͤckſicht auf deſſen Gutachten 
den Entſchaͤdigungsbetrag feſtzuſtellen. Die Abſchaͤtzungskoſten tragt die Sozietaͤt. 


a VIII. Auszahlung der Brandſchaden⸗Vergütigungsgelder. 


§. 39. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte, beziehentlich die nach H. 37, 
anderweit feſtgeſtellte Werthsſumme vergütet und auf die etwaigen Ueberbleibſel 
($. 34.) nichts in Abzug gebracht; vielmehr werden ſolche dem Eigenthuͤmer 

zu 


| 5 en I 8 
zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung überlaffen. Bei Partial- 
ſchaͤden erfolgt die Verguͤtung in derſelben Quote der Verſicherungsſumme, die 
nach H. 35. von den verſicherten Gebaͤudetheilen fuͤr abgebrannt oder vernichtet 
erachtet worden. 


H. 40. 


Die Brandſchadenverguͤtigung wird für alle Beſchaͤdigungen des ver⸗ 
ſicherten Gebaͤudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der 
Entſtehung des Feuers, er beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muth⸗ 
willen, darin einen Unterſchied macht. i 8 


K 
Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich verurſacht, 
oder mit ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von einem Dritten 
angelegt wird, fo fallt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung der Brand⸗ 
ſchadenverguͤtigung weg. a 
b Es genügt zur Vorenthaltung der Verſicherungsſumme, wenn gegen den 
Verſicherten Seitens der Staatsanwaltſchaft die gerichtliche Vorunterſuchung 


5 wegen Verdachts der Brandſtiftung beantragt iſt. 


Wird im Verfolg der Vorunterſuchung von dem weiteren Verfahren 
gegen den Damnifikaten abgeſehen, oder wird derſelbe in der eingeleiteten Unter⸗ 
ſuchung von der Anklage vorſatzlicher Brandſtiftung freigeſprochen, ſo muß die 
Nachzahlung der Brandbonififation erfolgen; im Falle ſeiner Verurtheilung 
wegen dieſes Verbrechens iſt aber die Sozietät ihm gegenuͤber dazu nicht ver⸗ 


2 


pflichtet. 
„ H. 42. 


LE ft der Brand durch ein Verſehen des Verſicherten ſelbſt, oder von 
ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem Geſinde, oder von 
ſeinen Hausgenoſſen verurſacht worden, und iſt ermittelt, daß dem Verſicherten 
erſten Falls in ſeinen eigenen Handlungen, andernfalls in der haus vaͤterlichen 
Baaufſichtigung der vorgedachten Perſonen eine grobe Verſchuldung zur Laſt 
faͤllt, fo kann die Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietaͤt 
ſo lange zuruͤckgehalten werden, bis in der ſtraf gerichtlichen e rechts⸗ 
kraͤftig erkannt iſt, und demnaͤchſt der Civilrichter in dem von einem oder dem 
anderen Theile anzuſtrengenden Prozeſſe daruͤber entſchieden haben wird, ob 
die Schadenverguͤtigung geleiſtet werden muß, oder nicht. f 


H. 43. 


Haften in den Sg. 41. 42. bezeichneten Faͤllen auf der vom Brande 
beſchaͤdigten Beſitzung Hypothekenſchulden, ſo ſoll den Glaͤubigern, moͤgen ihre 
Forderungen im Kataſter vermerkt fein oder nicht, die Brandverguͤtigung, deren 
der Verſicherte verluſtig geworden, inſoweit gewaͤhrt werden, als ſelbige aus dem 
Pfandgrundſtuͤcke, oder wenn ihnen zugleich ein perſoͤnliches Recht gegen den 
Jahrgang 1865. (Nr. 6003.) 6 8 Eigen⸗ 


pofitum des Gerichts, in deſſen Bezirk das verſicherte Grundſtuͤck belegen iſt. 


Eigenthumer dieſes Grundſtücks zuſteht, aus deſſen ſonſtigem Vermögen wegen 
ihrer Hypothekenforderungen nicht zur Hebung gelangt ſind. ; 
Die Zahlung erfolgt nach der den Glaͤubigern zuftehenben Priorität, 


oder, wenn ſich die Direktion mit deren Prüfung nicht befaffen will, zum Des 7 


Zinſen von der Brandbonifikation werden aber nicht verguͤtigt. 


§. 44. 


Ob und inwieweit ſonſt die Sozietät gegen jeden Dritten, welcher 
den Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Cioilprozeſſes auf 
Entſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche 
dem Verſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen möchten, gehen bis auf 

den Betrag der von der Sozietät geleiſteten Brandſchadenverguͤtigung kraft 
der Verſicherung auf die Sozietaͤt uͤber. 


$. 45. 


N Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch Feuer entſteht, wird von 
der Sozietät verguͤtigt, ohne Unterſchied, ob das Feuer von feindlichen oder 
freundlichen Truppen, nach Kriegsgebrauch, das heißt zu Kriegs operationen, 
oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke auf Befehl eines militairiſchen Vor⸗ 
geſetzten vorſaͤtzlich erregt worden, oder ob das Feuer durch Ruchloſigkeit, 
Muthwillen oder Bosheit des Militairs oder Armeegefolges, oder aus Ver⸗ 
anlaſſung des Kriegszuſtandes entſtanden iſt. Jedoch wird fuͤr Kriegsſchaͤden 
nur dann Verguͤtigung gewährt, wenn die betreffenden Gebaͤude bei Erlaß 
der Kriegserklaͤrung, beziehentlich bei dem Beginn der Feindſeligkeiten, bereits 
ſeit mindeſtens einem Jahre bei der Provinzialſozietaͤt verſichert waren, oder 
erſt innerhalb des letzten Jahres neu erbaut worden und noch nirgends ver⸗ 
ſichert geweſen ſind. Waͤhrend der Zeit eines Krieges, das heißt, vom Erlaß 
der Kriegserklaͤrung oder vom Beginn der Feindseligkeit bis zur Bekannk⸗ 
machung des Friedensſchluſſes, oder waͤhrend eines ausgeſprochenen Belagerungs⸗ 
zuſtandes, werden weder Erhoͤhungen ſchon verſicherter Gebaͤude, noch Ver⸗ 
ſicherungen der ſchon vor dem Kriege vorhanden geweſenen Gebaͤude ange⸗ 
nommen. Sollten von Seiten des Staates fuͤr Feuerſchaͤden, welche auf An⸗ 
ordnung militairiſcher Behörden ſtattgefunden, Verguͤtigungen gewaͤhrt werden, 
ſo hat die Sozietät, nicht aber der durch das Feuer Beſchaͤdigte, einen Anſpruch 
auf dieſe Bergütigung, nach Höhe der gezahlten Entſchaͤdigung. Fur Ge 
baude, welche im Bereiche der erſten beiden Rayons einer Feſtung liegen, wird 
von der Sozietät keine Entſchaͤdigung gegeben. ; 


H. 46. 1 


f Een Anſpruch auf Verguͤtigung von der Sozietaͤt wird auch durch ſolche 
Beſchaͤdigungen der Gebaͤude begruͤndet, welche einem verſicherten Gebaͤude 


zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die Loͤſchung des Feuers, oder 
8 e 0 zum 
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zum Zwecke derfelben, oder um die weitere Verbreitung des Feuers zu ver- 
huͤten, z. B. durch ein von zuſtaͤndigen Perſonen angeordnetes Einreißen oder 
Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w., an den in der Verſicherung begrif- 
fenen Theilen zugefuͤgt ſind. f 
Schäden, welche durch Erdbeben, Sturm, Pulver- oder andere Explo⸗ 


ſionen (letzteres jedoch mit Beachtung der im F. 10. feſtgeſetzten Ausnahmen), 
oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurſacht ſind, werden nur dann verguͤtigt, wenn 


ein ſolches Ereigniß Feuer verurſacht hat, und die Schaͤden ſelbſt alſo Brand⸗ 
ſchaͤden ſind. Dagegen verguͤtigt die Sozietaͤt auch den Zerſchmetterungs⸗ 
ſchaden, welcher durch nicht zuͤndende Blitze verurſacht wird. 


H. 47. 


Mit Ausnahme des zur Beſeitigung einer weiteren Feuersgefahr noͤthi⸗ 
en Weg⸗ und Aufraͤumens, worauf ſchleunigſt zu halten, duͤrfen vor erfolgter 
Besichtigung und Aufnahme des Brandſchadens durch den Kreisdirektor die 
Materialien der abgebrannten oder eingeriſſenen Gebaͤude nicht bei Seite ge⸗ 
ſchafft, noch ſonſt verwendet, auch etwa noch ſtehende Gebaͤudetheile nicht be⸗ 
ſchaͤdigt, und ebenſowenig, außer im Falle eines Gefahr drohenden Einſturzes, 
abgetragen werden. Zu letzterem Unternehmen iſt unter allen Umſtaͤnden die 
Genehmigung der Ortspolizeibehoͤrde erforderlich. s 

Hat der Verſicherte eigenmaͤchtig hierwider gehandelt, und dadurch die 
Ermittelung, ob der Feuerſchaden total oder partiell geweſen, oder die Ab⸗ 
ſchaͤtzung der Schadenquote (F. 35.) vereitelt, fo ſtellt die Provinzialdirektion 
die Hoͤhe des Schadens nach ihrem eigenen Ermeſſen feſt und iſt ſie berech⸗ 
tigt, dem Verſicherten von der feſtgeſetzten Brandentſchaͤdigung einen Abzug 
bis zum Betrage des vierten Theils derſelben zu machen. 


H. 48. 


„Die Auszahlung der Verguͤtigungsgelder erfolgt, vorausgeſetzt, daß dem 
Verſicherten nichts entgegenſteht, wovon ſpaͤtere Zahlungstermine ($$. 4952.) 
abhaͤngig ſind, in zwei Raten, und zwar: der erſten Haͤlfte ſofort nach Feſt⸗ 
ſetzung der Brandentſchaͤdigungs⸗Liquidation durch die Provinzialdirektion, der 
zweiten Halfte ſechs Wochen ſpaͤter. Von der Entſchaͤdigungsſumme werden 
zehn Prozent zuruͤckbehalten, welche dem Reſervefonds zufließen, es ſei denn, 
daß der Beſchaͤdigte binnen Jahresfriſt, vom Tage der erfolgten Feſtſetzung 
der Brandentſchaͤdigungshoͤhe ab, durch ein Atteſt des Kreisdirektors den Wie⸗ 
der aufbau der abgebrannten Gebäude, wenn auch nicht an derſelben Stelle 
und in den bisherigen Dimenſionen, doch in einem verhaͤltnißmaͤßigen Umfange 
nachweiſt. 

So lange es noch zweifelhaft iſt, ob gegen den durch Brand beſchaͤdigten 
Verſicherten eine gerichtliche Unterſuchung wegen abſichtlicher oder fahrläffiger 
Brandſtiftung eingeleitet wird, kann der Auszahlung der Brandentſchaͤdigung 
Anſtand gegeben werden. a | 

(Nr. 6003.) / 6* Zin⸗ 


n der Brandentſchädigung zu zahlen, it Die Gopietdt nicht 


8 8 N g . H. 49. 5 5 
5 Die Zahlung geſchieht an den Verſicherten, und darunter iſt allemal, 
mit Ausnahme des im H. 21. bezeichneten Falles, der Eigenthuͤmer des ver⸗ 
ſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, daß in dem Falle, wenn das Eigen⸗ 
thum des Grundſtuͤcks, worauf das verſicherte Gebaͤude ſteht oder geſtanden 
hat, durch Veraͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf einen anderen uͤbergeht, damit 
zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage entſpringenden Rechte nebſt den 
gegenuͤberſtehenden Pflichten fuͤr uͤbertragen erachtet werden. Re 
Binnen einem Jahre von dem Tage ab, an welchem die Entſcheidung 
der Provinzialdirektion daruͤber, ob und in welcher Hoͤhe eine Brandentſchaͤdi⸗ 
gung zu gewaͤhren ſei, dem Betheiligten zugeſtellt worden iſt, muͤſſen alle in 
Folge des Brandes gegen die Sozietät zu erhebenden Anſpruͤche geltend gemacht, 
und wenn dieſelben Seitens der Sozietat nicht anerkannt werden, im Wege 
Reechtens, Falls dieſer offen ſteht, verfolgt werden. en 
Nach Ablauf dieſer Friſt erliſcht das Recht. 


H. 50. 


Das Intereſſe der hypothekariſchen Glaͤubiger oder anderen Realberech⸗ 

tigten wird dabei nicht von Amtswegen Seitens der Sozietaͤt beachtet, ſondern 

eß bleibt jenen ſelbſt uͤberlaſſen, bei eintretendem Brandunfalle in Zeiten den 
Arreſtſchlag auf die Verguͤtigungsſumme bei dem gehörigen Richter auszu wirken. 


H. 51. 


a Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandentſchaͤdigungs⸗ 
geldern wider den Willen des Verſicherten ſeine Befriedigung zu verlangen, 
wenn und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Gebaͤudes 
verwendet werden. Wenn jedoch die Brandentſchaͤdigung dem Gläubiger aus⸗ 
druͤcklich verpfaͤndet, und dies im Kataſter vermerkt iſt, fo fordert der Kreis: 
direktor den letzteren auf, ſich binnen drei Monaten daruͤber zu erklaͤren, ob 
er in die Auszahlung der Brandentſchaͤdigung an den Damnifikaten willige 
oder nicht. Geht binnen dieſer Friſt eine Erklaͤrung des Glaͤubigers nicht ein, 
oder widerſpricht derſelbe der Auszahlung der Brandentſchaͤdigung an den Ver⸗ 
ſicherten, und iſt letzterer außer Stande, die Genehmigung des Glaͤubigers 
nachträglich beizubringen, jo kann die Auszahlung erſt dann erfolgen, wenn 
der Verſicherte den Wiederaufbau des abgebrannten Gebäudes nachgewiefen 
hat. Zu dieſem Behufe haben die im Kataſter vermerkten Glaͤubiger die Pro⸗ 
vinzialdirektion in ſteter Kenntniß von ihrem, oder ihres etwaigen Bevollmaͤch⸗ 

tigten Aufenthaltsorte zu erhalten, dergeſtalt, daß die Direktion oder die ſon⸗ 

ſtigen Beamten der Sozietät in anderer Weiſe in Verhandlung mit ihnen ſich 

einzulaſſen nicht ſchuldig ſind, und die Glaͤubiger ſich jeden hieraus fuͤr ſie ent⸗ 
ſtehenden Nachtheil ſelbſt beizumeſſen haben. Einer Inſinuationsbeſcheinigung 
uber die an ſie ergehenden Benachrichtigungen bedarf es nicht. u 

IR 5 i Bei 
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; . 45 a 
Bei Ceſſionen der Brandentſchaͤdigung iſt jedesmal die Vorlegung der 
gerichtlichen oder notariellen Ceſſionsurkunde erforderlich. 


F. 52. 


Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, ſo hat 
es bei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften, welche das Verhaͤltniß zwiſchen 
dem Verſicherten und ſeinen Realglaͤubigern regeln, ſein Bewenden. Vom 
Tage der Feſtſetzung der Brandentſchaͤdigung durch die Provinzialdirektion ab, 
müſſen bei ſolcher alle Anſpruͤche der Gläubiger an die Sozietät bei Verluſt 
des Rechtes zu deren Geltendmachung binnen Jahresfriſt angemeldet, und wenn 
dieſelben Seitens der Sozietät nicht anerkannt werden, im Rechtswege, Falls 
dieſer offen ſteht, verfolgt werden. e 


IX. Folge des Brandunglücks in Bezug auf den Austritt des 
Verſicherten aus der Sozietät und auf Wiederherſtellung des 
Gebäudes. ü 5 


H. 53. 


N Wer ein Gebaͤude durch Brand gaͤnzlich verliert, wird in Anſehung 
deſſelben, ohne daß es dazu feiner Erklärung bedarf, als aus der Sozietaͤt 
ausgeſchieden betrachtet, und iſt nur noch zu allen Beitraͤgen des laufenden 

Halbjahres, in welchem der Brand ſtatt hat e, verpflichtet. 8 


H. 54. 


8 Bei partiellen Brandſchaͤden, inſofern ſie nicht 50 Prozent der Ver⸗ 
ſicherungsſumme erreichen, wird durch das Ereigniß des Brandes an ſich der 
Verſicherungsvertrag in keiner Weiſe unterbrochen, und es muß nur nach 
Wiederherſtellung des Gebaͤudes den Erforderniſſen der HH. 17, ff. von Neuem 
Genuͤge geleiſtet werden. 8 8 
Bevor dies nicht geſchehen, wird im Falle eines nach der erfolgten 
Wiederherſtellung des Gebaͤudes an demſelben etwa eintretenden Brandſchadens, 
bei einem partiellen Brandſchaden gar nichts, bei einem Totalſchaden aber nur 
derjenige Theil der Verſicherungsſumme als Entſchaͤdigung gewaͤhrt, welcher 
nach Abzug der in Folge des erſten Brandes gezahlten Verguͤtigung übrig 
bleibt. Partielle Brandſchaͤden, bei denen der durch Brand verurſachte Schaden 
mehr als 50 Prozent der Verſicherungsſumme betraͤgt, werden dagegen wie 


ne Totalſchaͤden behandelt. 
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X. Leitung des Sozietätsbetriebes. 


H. 55. 


Die obere Leitung der Feuerſozietaͤt bleibt bis auf Weiteres unter der 
Firma: „Provinzial⸗Landfeuerſozietaͤts⸗-Direktion“ dem Oberpraͤſidenten, unter 
Beihuͤlfe eines von ihm dazu mit Genehmigung der Disziplinarminiſter auszu⸗ 
waͤhlenden Mitgliedes der Regierung zu Breslau, das in Behinderungsfaͤllen 
auch ſeine Stelle zu vertreten hat, insbeſondere aber fuͤr die richtige Fuͤhrung 
und Aufbewahrung des Hauptlagerbuches verantwortlich iſt. 


$. 56. 


Die Funktionen der Provinzial⸗Landfeuerſozietaͤts⸗Kaſſe verrichtet einſtweilen 
die Königliche Regierungs-Inſtitutenhauptkaſſe zu Breslau. Zu den Koſten 
der Kaſſenverwaltung hat die Provinzial⸗Landfeuerſozietaͤt, auf Erfordern, in 
dem fuͤr die uͤbrigen Fonds der Hauptinſtitutenkaſſe beſtimmten Verhaͤltniſſe 
beizutragen. | 


$. 97. 


Das dem Oberpraͤſidenten beigeordnete Regierungsmitglied, ſowie die 
Beamten und Huͤlfsarbeiter im Buͤreau, beziehen aus der Feuerſozietaͤtskaſſe 
ihre Gehaͤlter und Remunerationen; auch wird der Buͤreauaufwand aus dieſer 
Kaſſe beſtritten. 


Der desfallſige Ausgabe⸗Etat wird von der Provinzialvertretung feſt⸗ 
geſtellt und von dem Miniſterium des Innern genehmigt. 


b. 58. 


Unmittelbar unter der Provinzial⸗Landfeuerſozietaͤts⸗Direktion werden die . 
Feuerſozietaͤtsgeſchaͤfte in den Kreiſen von den Landraͤthen als Landfeuerſozietaͤts⸗ 
Direktoren geleitet, unter Mitwirkung einer beſonderen ſtaͤndiſchen Landfeuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Kreiskommiſſion und unter Beihuͤlfe der Kreisſteueraͤmter. Derjenige 
Gemeindebeamte, der die Einziehung der oͤffentlichen Steuern zu bewirken 
ſchuldig iſt, hat dieſe Pflicht auch ruͤckſichtlich der Feuerſozietaͤtsbeitraͤge zu 
erfüllen und dieſelben in eben der Art, wie es bei öffentlichen Steuern uͤblich 
iſt, einzuſammeln und im Ganzen an das Kreisſteueramt abzuliefern. Das 
letztere hat die Einſammlung und Abfuͤhrung der Feuerſozietaͤtsbeitraͤge an die 
Centralkaſſe unter eigener Verantwortlichkeit zu leiten, die Ortserheber bei der 


Einziehung der Beiträge zu uͤberwachen und zu unterftügen, nach Ablauf der 
zur Erhebung der Beitraͤge feſtgeſetzten aͤußerſten Friſt (H. 25.) die namentlichen 
Verzeichniſſe der Reſtanten einzufordern, ſelbige zu prüfen und die zur Sicher⸗ 
ftellung der Reſte nothwendigen Anordnungen zu treffen, Diejenigen Reſtanten 
aber, gegen welche die adminiſtrative Exekution zu verhaͤngen iſt, dem 90% = 

euer, 


Nächſtdem liegt den Kreisſteueraͤmtern die Aufſtellung der Brandſchaden⸗ 
Liquidationen und die Auszahlung der von der Provinzialdirektion angewieſenen 
Gelder ob. 


$. 59. 


Fuͤr die durch die Verwaltung der Feuerſozietaͤtsgeſchaͤfte in den Kreiſen 
den Landraͤthen entſtehende Vermehrung der Buͤreaukoſten wird denſelben all- 
jaͤhrlich eine Verguͤtigung von 2 Sgr. 3 Pf. von jedem Tauſend der am 
1. Januar jeden Jahres im Kreiskataſter feſtgeſtellten Verſicherungsſumme 
bewilligt. Außer dieſer Entſchaͤdigung wird den Landraͤthen an Reiſekoſten 
Ein Thaler fuͤr die Meile verguͤtigt, und zwar bei laͤngerem als eintaͤgigem 
Aufenthalte fuͤr den Ruͤckweg beſonders. Dieſelbe Reiſeverguͤtigung erhalten 
die Mitglieder der Kreiskommiſſion. Die Kreisſteuereinnehmer hingegen beziehen 
als Kreisrendanten der Landfeuerſozietaͤt alljährlich eine Tantieme von 1 Sgr. 
8 Pf. von jedem Tauſend der am 1. Januar jeden Jahres im Kreiskataſter 
feſtgeſtellten Verſicherungsſumme. Desgleichen erhalten die Ortserheber alljaͤhrlich 
eine Tantieme von 1 Sgr. 8 Pf. von jedem Tauſend der am 1. Januar jeden 
Jahres im Kreiskataſter feftgeftellten Verſicherungsſumme derjenigen Ortſchaften, 
in welchen ſie die Einſammlung der Jahresbeiträge beſorgen. Im Uebrigen hat 


keiner der vorgenannten Sozietaͤtsoffizianten für etwaige Geſchaͤfte außerhalb 


ſeines Wohnortes, ohne Unterſchied, ob ſolche auf Rechnung der Sozietaͤt oder 
eines einzelnen Privatintereſſenten beſorgt werden, irgend eine Remuneration 
oder Diaͤten zu fordern.. 7 


H. 60. 8 


Zar Sicherſtellung der Feuerſozietaͤtsgelder find die Kreisſteuereinnehmer 
eine angemeſſene Kaution zu leiſten verpflichtet, fuͤr deren Regulirung die Pro⸗ 
vinzialdirektion nach Anleitung der dieſerhalb für die Staatskaſſen⸗Beamten be- 
ſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu ſorgen hat. Die Kreis⸗Landfeuerſozietaͤts⸗ 
Nendanten find übrigens derſelben Verantwortlichkeit unterworfen, welche die 
Verwaltung einer Kaſſe im Allgemeinen mit ſich fuͤhrt. 


$. 61. 


Die Kreiskommiſſion für die Angelegenheiten der Landfeuerſozietat wird 
aus dem Landrathe als Kreisdirektor und aus Mitgliedern gebildet, welche die 
Kreisverſammlung jedes Kreiſes, zu zweien aus den Rittergutsbeſitzern und zu 
anderen zweien aus Ruſtikalbeſitzern, welche Mitglieder der Sozietaͤt find, auf 
drei Jahre wählt. Von dieſen zwei Mitgliedern jedes Standes iſt dasjenige, 
welches die meiſten Stimmen hat, wirkliches Mitglied der Kommiſſion, das 
zweite Stellvertreter, fo daß die Kommiſſion außer dem Kreis direktor noch 


aus zwei wirklich amtirenden ſtaͤndiſchen Mitgliedern befteht. Die Mitglieder 


dieſer Kommiſſion ſowohl, als auch deren Stellvertreter ſcheiden nach drei 
Gr, 50. Jah⸗ 


Feuerſozietätsdirektor anzuzeigen. Der letztere hat bei eigener Verhaftung auf 
jede geſetzliche Weiſe die Einziehung der Beitragsruͤckſtaͤnde zu bewerkſtelligen. 


. 
8 


nen alsdann aber von Neuem gewählt werden. Befinden ſich 
in einem Kreiſe unter den Sozietaͤtsmitgliedern Rittergutsbeſitzer entweder gar 
nicht, oder doch in fo geringer Zahl, daß eine Auswahl ſchwierig wird, fo fun⸗ 
giren die gewählten Ruſtikalbeſitzer allein. Bei eintretender Vermehrung der Ge⸗ 
ſchaͤfte kann der Landrath reſp. Kreis⸗Landfeuerſozietaͤts⸗Direktor auch die Stell⸗ 
vertreter ausnahmsweiſe in Thaͤtigkeit ſetzen, oder den Kreis in Bezirke theilen 
und fuͤr jeden ſolchen Bezirk eine beſondere Kommiſſion organiſiren. 


H. 62. 


Dieſen Kommiſſionen liegt die Prüfung der Verſicherungsſumme, die Be⸗ f 
gutachtung der Einſchaͤtzung in die verſchiedenen Klaſſen und die Erörterung 
aller Angelegenheiten ob, welche in Feuerſozietaͤtsſachen an fie gebracht werden. 


nen alsdann 


. F. 63. N | 
Die von der Provinzial⸗Sozietaͤtskaſſe alljaͤhrlich zu legende Rechnung 


wird von der Provinzialdirektion unter Zuziehung eines vom Landtage zu er⸗ 
waͤhlenden, aus drei Mitgliedern beſtehenden Ausſchuſſes revidirt und dechargirt. 
Bei dieſem Geſchaͤft gehoͤrt es insbeſondere zur Pflicht des Ausſchuſſes, alle 
Verwaltungsergebniſſe ſorgfaͤltig zu ſammeln und zuſammenzuſtellen, auf ſolche 
Weiſe von dem jedesmaligen Zuftande der Sozietaͤt einen klaren Ueberblick zu 
gewinnen und auf etwa vorgefundene Maͤngel aufmerkſam zu machen. 
Die Wahl des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes erfolgt auf die Dauer von einem 
Landtage zum anderen. Die Mitglieder, ſowie die in gleicher Zahl zu waͤhlenden 
Stellvertreter muͤſſen Mitglieder der Sozietät fein und bekommen, wenn fie 
von der Provinzialdirektion in Sozietaͤtsangelegenheiten einberufen werden, zwei 
Thaler Tagegelder und an Reiſegeld Einen Thaler pro Meile fuͤr den Landweg, 
fuͤr die auf Eiſenbahnen zuruͤckgelegten Reiſen aber pro Meile 20 Silbergroſchen. 
Cboſet ein Mitglied des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes das beſtehende Verſiche⸗ 
rungsverhaͤltniß vor dem Zuſammentritt des naͤchſten Landtages auf, ſo verbleibt 
daſſelbe bis zur vollzogenen Neuwahl im Ausſchuſſe. 5 
„Auf den Grund des a e ee muß die Provinzialdirektion 
‚alljährlich den ſummariſchen Inhalt der Rechnungen in einer für die Intereſſenten 
uͤberſichtlichen Form durch die Amtsblaͤtter zur offentlichen Kenntniß bringen. 


F. 64. 


Alle zur Ausführung vorſtehender Beſtimmungen und eines geregelten 
Geſchaͤftsganges erforderlichen geſchaͤftlichen Inſtruktionen werden nach Anhoͤ⸗ 
rung des Landtagsausſchuſſes (J. 63.) von dem Oberpraͤſidenten erlaſſen. 


H. 65. 


„Die Provinzialdirektion hat jedem Provinziallandtage eine allgemeine 
Ueberſicht des Zuſtandes der Sozietaͤt vorzulegen und derſelben die betreffenden 
Rechnungen und den in Geltung ſtehenden Etat beizufügen, Der nn 

en. Kand⸗ 


49 


= Landtag ift befugt, ſich bei dieſer Gelegenheit alle Verhandlungen der Yrovin 


zialdirektion vorlegen zu laſſen und, wenn er darin Anlaß zu Bemerkungen 
findet, ſolche in Form von Petitionen zur Sprache zu bringen. 


XI. Verfahren in Rekurs⸗ und Streitfällen. 


H. 66. 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der Kreisdirektoren ſind zunaͤchſt bei 
der Provinzialdirektion und in letzter Inſtanz bei dem Miniſterium des Innern 
anzubringen. Beſchwerden uͤber die Provinzialdirektion ſelbſt ſind immer an 
das Miniſterium des Innern zu richten. 


H. 67. 
Fuͤr Streitigkeiten, welche uͤber gegenſeitige Rechte und Verbindlichkeiten 


zwiſchen der Sozietaͤt und einem oder mehreren Mitgliedern derſelben entſtehen, 
verbleibt es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn ſich der Streit auf die 
Frage bezieht, ob das angebliche Mitglied ruͤckſichtlich eines daſſelbe betreffenden 
Brandſchadens überhaupt als zur Sozietät. gehörig zu betrachten, oder ob ihm 
uͤberhaupt eine Brandſchadenverguͤtigung zu verſagen ſei, oder nicht. 
Di.ooch verſteht es ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Faͤllen eine Berufung 
auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift des Reglements 
zulaͤſſig iſt, wenn beide Parteien damit einverſtanden ſind. 5 i 


H. 68. 


Fuͤr alle übrigen Streitfaͤlle, außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich 
bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen oder der Brandſchaͤden, über 
die Höhe der Verſicherungsſummen, uͤber den Betrag der Feuerverguͤtigungs⸗ 
gelder, über die Zahlungsmodalitaͤten, über zu zahlende Koſten und dergleichen, 
findet hingegen der ordentliche Rechtsweg nicht ſtatt, ſondern es ſteht dem 
betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei der Feſtſetzung der Provinzialdirektion 
nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege des Rekurſes und der 
Berufung auf eine ſchieds richterliche Entſcheidung zu. Iſt aber dieſe Wahl 
einmal getroffen und auf dem gewaͤhlten Wege bereits eine Entſcheidung erfolgt, 
ſo behaͤlt es dabei ſein Bewenden. 


* 


H. 69. 


f Der Rekurs geht nach F. 68. an das Miniſterium des Innern, 
deſſen Entſcheidung auf dieſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Der 
Rekurs und uͤberhaupt jede Beſchwerde uͤber die Provinzialdirektion muß binnen 
einer ausſchließenden Friſt von ſechs Wochen, vom Tage der Behaͤndigung der 
Niaohrgang 1865. (Nr. 6003. 7 Ent⸗ 


Ekntſcheidung der Provinzialdirektion ab gerechnet, angebracht werden. Die 


Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung it binnen einer gleichen Friſt bei 


der Provinzialdirektion einzulegen. 


Die Provokation auf den Weg Rechtens endlich iſt ebenfalls binnen 
ſechs Wochen bei dem Kreisdirektor anzumelden. Wo der Weg Rechtens 
zuläffig und von dem Intereſſenten einmal gewählt iſt, muß die Klage innerhalb 
ſechs Monaten nach dem Ablauf obiger Praͤkluſiofriſt bei dem betreffenden 
Gerichte angebracht werden, widrigenfalls die Entſcheidung der Direktion in 
Rechtskraft uͤbergeht. a 

$. 70. 


Die Koſten des ſchiedsrichterlichen Verfahrens fallen dem unterliegenden 
Theile zur Laſt. Wird nicht vollſtaͤndig nach dem Antrage des einen oder des 
anderen Theiles erkannt, ſo ſind die Koſten nach dem Ermeſſen des Schieds⸗ 
gerichtes entweder jedem Theile zur Haͤlfte oder zu einem anderen der Sachlage 
entſprechenden Verhaͤltniſſe aufzulegen. Was jede Partei zur Wahrnehmung 
ihrer Intereſſen bei dem Schiedsgerichte aufwendet, gehoͤrt nicht zu dieſen Koſten. 

Die ſchiedsrichterliche Behoͤrde ſoll aus drei Schiedsrichtern beſtehen, 
wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter ernennt der mit 
der Sozietaͤt in Streit befangene Intereſſent, und den zweiten der Kreisdirektor. 
Beide ſind aus der Zahl der mit Grundſtuͤcken angeſeſſenen Einwohner des 
Kreiſes, die Mitglieder der Sozietät find, und weder bei der Abſchaͤtzung des 


abgebrannten Gebäudes zur Verſicherung noch bei der Brandſchadentare mit⸗ 1 


gewirkt haben, zu waͤhlen. Dieſelben duͤrfen weder unter einander noch mit 


dem Provokanten in einem nach dem Geſetze ihre Glaubwuͤrdigkeit beeintraͤch⸗ j 


tigenden Grade verwandt fein und müffen außerdem großjährig, im Beſitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte, und in Ausübung derſelben auch nicht zeitweiſe bes 
ſchraͤnkt geweſen ſein. 


Dien dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann i 1 
mitwirkt, hat die Provinzialdirektion, und zwar lediglich aus der Zahl der in 4 


der Provinz mit Richtereigenſchaft angeftellten Juſtizbeamten zu erwaͤhlen, und 


den Direktor des betreffenden Gerichts, reſp. wenn der letztere ſelbſt zum Obmann A N N 
erwählt wird, das vorgeſetzte Appellationsgericht um die Ertheilung des Auf⸗ 
trages an denſelben zu erſuchen. Ihm liegt die Leitung und Aufnahme der 


Verhandlungen ob. 


Fuͤr Vollziehung dieſer Geſchaͤfte erhält der Obmann die ihm nach a 


feinem Range zuftehenden Diäten und Reiſekoſten. Außerdem werden ihm bie 


baaren Auslagen an Kopialien ꝛc. erſtattet. Zieht derſelbe einen Protokoll⸗ u 

führer zu, fo find auch dieſem die rangmaͤßigen Didten und Reiſekoſten zu 
zahlen. Die anderen Schiedsrichter erhalten ſtandesuͤbliche Tagegelder und 
Reiſekoſten in dem Falle gezahlt, wenn fie außerhalb des Ortes, wo die Ver⸗ 


handlung der Sache ſtattfindet, wohnen. 
71: 


Die von dem Schiedsgerichte aufzunehmende Verhandlung muß, bei Ver⸗ 3 5 
: mel- 1 5 


0 
u 


meidung der Nichtigkeit, ergeben, daß beide Theile mit ihren Gründen gehört 
worden, und daß die Urkunden und Schriften, welche zur Sache gehören, vor⸗ 
gelegen haben. Auch muß das ſchiedsrichterliche Urtel die Gruͤnde der Ent⸗ 
ſcheidung enthalten. Den Vertreter der Intereſſen der Sozietaͤt vor dem Schieds⸗ 
gerichte ernennt die Provinzialdirektion. . 


$. 72. 


Den Spruch faͤllen die beiden erſten Schiedsrichter; der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤnnen, 
als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 


H. 73. 


N Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig⸗ 
keitsklage, wo ſolche nach $. 71. des Reglements und H. 172. Theil I. Titel 2. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung zulaͤßig iſt, und zwar alsdann vor dem ordent⸗ 
lichen Richter ſtatt, welcher dabei, event. zugleich mit Vorbehalt der ordent⸗ 
lichen Rechtsmittel, in der Sache ſelbſt in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat. 
Dieſe Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer praͤkluſiviſchen Friſt von zehn 
Tagen nach Eröffnung des ſchieds richterlichen Spruches bei dem betreffenden 
Gerichte angemeldet werden. 


$. 74. 


Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen Aus⸗ 
ſpruch weder Rekurs noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel ſtatt, ſondern 
es geht ſolcher nach zehn Tagen in Rechtskraft uͤber. 


H. 75. 


Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤftiger Ab⸗ 
machung der Sache, wenn fie nicht nach F. 73. an den ordentlichen Richter ge⸗ 
den an die Provinzialdirektion eingeſandt und in deren Archiv aufbewahrt 
werden. 


XII. Prämien und Entſchädigungen, welche die 
Sozietät gewährt. 


$. 76. 


; Außer den eigentlichen Brandentſchaͤdigun sgeldern ſollen bei Braͤnden 
2 dem Ermeſſen der Provinzialdirektion auc noch Praͤmien angewieſen 
werden: 


1) Fuͤr die erſte von auswaͤrts, d. h. von einer anderen nicht zum Spritzen⸗ 
verbande des Brandortes gehoͤrigen Gemeinde und Ortſchaft zur Hülfe 
gekommene, mit Erfolg in Thaͤtigkeit geweſene Feuerſpritze fünf Thaler, 

(Nr, 6003.) 1 — un 


d drei Thaler; desgleichen für den erſten und beziehentlich 
weiten Waſſerzufuhrwagen die Halfte der vorbemerkten Saͤtze. Dieſe 
Praͤmien werden zur Hälfte an die Eigenthuͤmer des Geſpanns und 
zur anderen Haͤlfte an die Bedienungsmannſchaften der Loͤſchgeraͤthe 
gezahlt. Der ſchriftliche Antrag auf deren Bewilligung darf bei Ver⸗ 
luft der Praͤmien nicht Uber vier Wochen nach dem Brande hinaus⸗ 
geſchoben werden. i 
2) Fuͤr beſonders ausgezeichnete und verdienſtliche Handlungen einzelner 
Individuen beim Feuerlöͤſchen und Retten und für ſonſt im Intereſſe 
der Sozietät bethaͤtigte Wirkſamkeit werden fünf bis fuͤnf und zwanzig 
Thaler bewilligt, und follen ſolche Handlungen, bei ganz beſonderer Ver⸗ 
dienſtlichkeit, öffentlich befannt gemacht werden. „„ 
3) Fuͤr die Entdeckung eines Brandſtifters werden, ſobald der Verbrecher 
in Folge dieſer Angaben durch ſtrafrechtliches Erkenntniß für ſchuldig 
erkannt worden, nach Maaßgabe der Verdienſtlichkeit Belohnungen bis 
zu Einhundert Thalern gewaͤhrt. 5 


NER 


= Vorſtehende Prämien G. 76.) werden aus der Sozietätskaſſe nur dann. 
bezahlt, wenn das Feuer ein bei der Provinzialſozietaͤt verſichertes Gebäude 
betroffen hat. i a 


2 
8 


XIII. Tranſttoriſche Beſtimmungen. 


H. 78. 


= Der Zeitpunkt, mit welchem das gegenwärtige Reglement in Kraft tritt, 
iſt von der Provinzialdirektion nach Anhoͤrung des Landtagsausſchuſſes (§. 63.) 
feſtzuſetzen und mindeſtens vier Wochen vorher durch die Amtsblaͤtter der Pro⸗ 
vinz bekannt zu machen. ö 5 . 

| x H. 79. 

Die bisherigen, in den Kataſtern eingetragenen Verſicherungen bleiben in 
voller Wirkſamkeit unter denjenigen Modifikationen, welche aus den Beſtimmun⸗ 
gen des gegenwaͤrtigen Reglements hervorgehen. 

UAurrkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 8 


Geegeben Berlin, den 28. Dezember 1864, 
(CI. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulen burg. 


(Nr. 60040 
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Nr. 60040 Priv 
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llegium zur Ausgabe auf den Inhaber lautender Schuldverſchreibungen a 
der Korporation der Berliner Kaufmannſchaft im Betrage von 150,000 
Thalern. Vom 9. Januar 1865. f 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


2 


Nachdem die Aelteſten der Korporation der Kaufmannſchaft zu Berlin 
darauf angetragen haben, der Korporation zur vollſtaͤndigen Beſtreitung der 
Koſten fuͤr den Bau und die Einrichtung des neuen Börſengebaͤudes zu Berlin 
die Aufnahme eines Darlehns gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender 
und mit Zinskupons und Talons verſehener Schuldverfchreibungen zu geſtatten, 
ertheilen Wir in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Ge⸗ 
ſetz⸗Samml. S. 75.) wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
verbindlichkeit gegen jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
der Korporation der Kaufmannſchaft zu Berlin Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung zur Ausgabe ſolcher Schuldverſchreibungen zweiter Serie im Betrage 
von 150,000 Thalern, geſchrieben: Einhundert und funfzig Tauſend Thalern, 
welche nach dem anliegenden Plane in 120 Stuͤck zu 500 Thaler und 900 Stuͤck 
zu 100 Thalern auszufertigen, mit fuͤnf vom Hundert zu verzinſen, von Seiten 
der Glaͤubiger unkuͤndbar und von der Korporation der Kaufmannſchaft plan⸗ 
mäßig zu amortiſiren find, jedoch mit Vorbehalt der Rechte Dritter und ohne 
dadurch den Inhabern der Schuldverſchreibungen in Anſehung ihrer Befriedi⸗ 
gung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 5 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


| Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. Januar 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


Plan und Bedingungen 


5 für, | 
eine Anleihe der Korporation der Berliner Kaufmannſchaft (zweite 
Serie) im Betrage von Einhundert und funfzig Tauſend Thalern 

5 Kurant. 


1. i 

Die Korporation der Berliner Kaufmannſchaft kontrahirt zur Beſtreitung 

der Reſtbaukoſten der neuen Boͤrſe eine Anleihe von 150,000 Thalern, ge⸗ 
(Nr. 6004.) ſchrie⸗ 


ſchrieben: Einhundert und fünfzig Tauſend Thalern Kurant, gegen Ausgabe a 
von 120 Schuldverſchreibungen zu 500 Thaler und 900 Schuldverſchreibungen 
zu 100 Thaler Kurant. e g 


H. 2. 


Die Schuldverſchreibungen werden, auf jeden Inhaber lautend, nach dem 
beigefuͤgten Schema A. mit der Bezeichnung Serie II. unter fortlaufenden 
25 Nummern ausgefertigt und ausgereicht, ſobald der volle Betrag derſelben zu 
Kaſſe der Korporation eingezahlt iſt. 1 


H. 3. 


Die durch die Schuldverſchreibungen verbrieften Kapitalsbetraͤge werden 
mit fuͤnf Prozent pro anno in halbjaͤhrlichen Raten am 1. Januar und 1. Juli 
eines jeden Jahres verzinſt. Die Auszahlung einer jeden Zinsrate geſchieht 
gegen Einlieferung des auf den betreffenden Termin lautenden, nach dem an⸗ 

a Schema B. auszufertigenden Kupons. 7 


§. 4. 


a Die Ausreichung der Zinskupons erfolgt jedesmal für einen vierjaͤhrigen 1 ; 
Zeitraum. Mit denſelben werden jedesmal Talons nach dem Schema C. aus⸗ 
2 gegeben, gegen deren Ruͤckgabe die neue Serie der Zinskupons ausgereicht wird. 


H. 5. 


: Verlorene Schuldverſchreibungen konnen nur nach geſchehener gerichtlicher 
Amortiſation durch neue Schuldverſchreibungen erſetzt werden. Verlorene Ta⸗ 
lons und Zinskupons koͤnnen nicht amortiſirt werden. 1 


$. 6. 8 ö 3 

Das Geſammtdarlehn der 150,000 Thaler wird vom Jahre 1867. ab 
alljährlich mit Einem Prozent amortiſirt und zwar unter Hinzuziehung der 
Zinſen der amortiſirten Kapitalsraten. Die im Wege dieſer Amortiſation durch 
baare Zahlung des Nominalbetrages zu tilgenden Schuldverſchreibungen werden 
im Juni eines jeden Jahres, zuerſt alſo im Juni 1867., in Gegenwart zweier 
Deputirten der Aelteſten der Kaufmannſchaft und des Syndikus durch Ausloo⸗ 
ſung beſtimmt. ' i | 
Die ausgelooften Nummern werden im Juni durch den Staats⸗Anzeiger 

und durch Aushang an der Boͤrſe bekannt gemacht und die betreffenden Schuld⸗ 
verſchreibungen dadurch zum naͤchſten 1. Januar gekuͤndigt. Die Auszahlung 
erfolgt gegen Einlieferung der betreffenden Schuldverſchreibungen und der dazu 
1 von dem gedachten 1. Januar ab laufenden Kupons. Mit dieſem 
age hoͤrt die Verzinſung auf, ohne daß es einer gerichtlichen Depofition den 
etwa nicht rechtzeitig abgehobenen Kapitalsbetraͤge der ausgelooſten Schuldver⸗ 
ſchreibungen bedarf. Der Betrag der etwa fehlenden Kupons wird von bem 
Kapital in Abzug gebracht. 6 8 


„ 5:7 a 

Eine Kündigung der durch die Schuldverſchreibungen verbrieften Darlehns⸗ 
kapitalien von Seiten der Inhaber findet nicht ſtatt. Dagegen bleibt der Kauf⸗ 
mannſchaft das Recht vorbehalten, vom 1. Januar 1867. ab ſowohl die 
Amortiſation zu verſtaͤrken, als auch die Schuldverſchreibungen insgeſammt in 
der H. 6. vorgeſchriebenen Form zu kuͤndigen. Die Kündigung darf jedoch nur 
zum 1. Januar oder 1. Juli und mit ſechsmonatlicher Friſt geſchehen. Mit 
dem Ablaufe der Kuͤndigungsfriſt hoͤrt die Verbindlichkeit zur Zinszahlung auf, 
ohne daß es der gerichtlichen Depoſition der nicht rechtzeitig abgehobenen Ka⸗ 
pitals betraͤge bedarf. 


Nach 


Die in Folge der Amortiſation oder Kündigung eingegangenen und be 
zahlten Schuldverſchreibungen werden kaſſirt. 


Schema A. 
Series II. ....... 
Schuldverſchreibung 
der 
Korporation der Berliner Kaufmannſchaft 
i NE, 
(Trockener Stempel.) über nn Thaler Kurant. e a 


Der Inhaber dieſer Schuldverſchreibung wird hierdurch als ee 
der Korporation der Berliner Kaufmannſchaft fuͤr ein Darlehn von Euhunden 
Thalern Kurant anerkannt, welches zur Kaſſe der Korporation baar und voll⸗ 
ſtaͤndig eingezahlt iſt und nach Maaßgabe des unter dm mę .... 
von uns feſtgeſtellten und durch die Allerhoͤchſte Order vom 
14 genehmigten Planes und der Bedingungen fuͤr eine Anleihe der 
Korporation der Berliner Kaufmannſchaft im Betrage von 150,000 Rthlr. 
verzinſet und zuruͤckgezahlt wird. 

Berlin, den 18 


Aelteſte der Kaufmannſchaft von Berlin. 
(Fakſimile der Unterſchriften.) 


Gr. 600%) Schema B. 


verbrieften Kapitals mit 


Zins- Rupon 
Shutbverjwreibung 
Series II. . 


„ 500 
über Too Thaler. 


| Gegen Ruͤckgabe dieſes Kupons zahlt die Kaſſe der Korporation der 
Berliner Kaufmannſchaft die Zinſen des durch die obige Schuldverſchreibung 
zwölf Thalern funfzehn Silbergroſchen erſte 


zwei un funfzehn Silbergroſchen für das zweite 
Semeſter des J. en 1. 

Aelteſte der Kaufmannschaft von Berlin. 
(Trockener Stempel.) 


5 8 Schema ©. 


Wespe en ber Berliner Baufmennfihaft 


ol 


Shulppertüreisun 
Series II. W. ERS 


500 
über 400 Thaler. 


Der Inhaber dieses Talons empfängt gegen Rückgabe deſclen neue 
nun zu 00 ee fuͤr vier Jahre vom 
Selle MR. Sort laufend. en 


e der Kaufmannſchaft von Berlin. 


i akſimile der unterſchriften.) 
i . Fol. 
5 . Je 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
: (R. v. Decker). 5 


